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Ausgangslage und Fragestellungen

Ein mit der Mutter des Kindes nicht verheirateter Vater hat sein Kind vor dem Zivilstandsamt anerkannt, versucht sich aber seiner Unterhaltspflicht zu entziehen, indem er nicht oder höchstens unregelmässig arbeitet, so dass höchstens sein Existenzminimum gedeckt wird.

Der Fragesteller erkundigt sich, 

- ob die Leistungsfähigkeit eines Unterhaltspflichtigen immer noch danach beurteilt werde,
   was er mit gutem Willen als Einkommen erzielen könnte (hypothetisches Einkommen) und
   ob diese Praxis auch in neueren Bundesgerichtsentscheiden  bestätigt werde oder ob es
   neuere Entscheide gebe, die in eine andere Richtung zielten;

- ob ein Gericht auf die Festsetzung von Unterhaltsbeiträgen verzichten dürfe, wenn ein
   Pflichtiger kein Einkommen erziele oder eines, das sein Existenzminimum nicht übersteigt;

- wie zwingend die Offizialmaxime durch das Gericht anzuwenden sei im Rahmen eines
   Unterhaltsprozesses;
- wie er sich als Beistand gegen ein erstinstanzliches Urteil wehren könne, das keine
   Unterhaltsbeiträge festsetze.

Erwägungen 
1. Für die Bemessung des Unterhaltsbeitrages sind nach Art. 285 Abs. 1 vier Faktoren massgebend:
- die Bedürfnisse des Kindes (Unterhaltsbedarf)

- die Lebensstellung und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern

- Vermögen und Einkünfte des Kindes

- der Beitrag des nicht obhutsberechtigten Elternteils an die Betreuung des Kindes

2. Nach Lehre
 und ständiger Rechtsprechung
 hat der Pflichtige zu leisten, was er bei gutem
    Willen und mit zumutbarer besonderer Anspannung leisten könnte. Es gibt keine
    Anhaltspunkte, dass in jüngeren Urteilen von diesem Grundsatz abgewichen würde.

3. Hingegen hat das Bundesgericht in einem Grundsatzurteil BGE 123 III 9 festgehalten, dass 
    Leistungsunfähigen kein Unterhaltsbeitrag auferlegt werden kann. Das betreibungsrecht-
    liche Existenzminimum bildet die Grenze. Auch dieser Grundsatz ist immer wieder und
    letztmals im Urteil 5C. 208/2005 vom 14. Februar 2006 bestätigt worden.
4. Bei der Bemessung des Unterhaltsbeitrages handelt es sich um einen Ermessensentscheid
   (Art. 4 ZGB). Dabei müssen alle bedeutsamen Umstände, insbesondere die in Art. 285 Abs.
   1 genannten berücksichtigt und sachlich begründet werden
 Nach Art. 280 Abs. 2 ZGB
   erforscht das Gericht den Sachverhalt von Amtes wegen (Untersuchungsmaxime) und
   würdigt die Beweise nach freier Überzeugung. Die Parteien haben jedoch bei der Sammlung
   des Prozessstoffes mitzuwirken und dem Gericht die massgeblichen Tatsachen (z.B.
   Angaben über ihre wirtschaftlichen Verhältnisse) zu unterbreiten und die Beweismittel zu
   bezeichnen. Das Gericht hat aufgrund der Offizialmaxime unabhängig von den ihm
   gemachten Angaben und den gestellten Anträgen den wirklichen Sachverhalt und den
   Wahrheitsgehalt der Vorbringen zu erforschen und die Beweise frei zu würdigen. Die
   Parteianträge sind nicht bindend


5. Gegen ein erstinstanzliches Urteil, das die oben erwähnten Grundsätze verletzt und einen
   unangemessenen oder trotz Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen keinen
   Unterhaltsbeitrag festsetzt kann mit dem im kantonalen Prozessrecht vorgesehenen
   Rechtsmittel an die nächst höhere Instanz und schliesslich mit Berufung und allenfalls
   staatsrechtlicher Beschwerde ans Bundesgericht weiter gezogen werden.


Lic.iur. Christoph Häfeli

Niederrohrdorf, 19. Juni 2006 

� Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, N 21.15f. mit zahlreichen Hinweisen; derselbe in Berner Kommentar Art. 285 N 50


� Letztmals bestätigt in BGE 5P.128/2004 vom 28. April 2004 E 3.4


� Hegnauer, a.aO. N 21.15b


� BSK-Breitschmid Art. 280 N 5; BGE 129 III 417





